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Verkündet

am 24° Juli 1964

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen
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Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 21° Juli 4964, an der mit-

gewirkt haben ' ' ' * ”
‘ -‘“l

Senatspräsident ' S t e n g e 1
als Vorsitzender, -rqi

‘Bundesrichter . Dr° N e u h a u s

und Bundesrichter' P e t e r s e n*g;
‘ ‘ als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° P a u l s e n

und Bundessozialrichter R e i n k 6 s t e r
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt: ;„
»» 93‘

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Nordrhein-Westfalen in Essen vom

12° Juli 4964 wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Verfahrens zu erstatten„
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‚Der Kläger ist gelernter Kaufmann° Im Anschluß an seine Zugehörig—

keit zur Hilfspolizei und zum SA—Feldjägcrkorps wurde er im Jahre

1936 von der Schutzpolizei übernommen° 1944 kam er zu einem Panzer—

Jegdkonnando und geriet 1945 zunächst in russische, sodann in polni-

sche Kriegsgefangenschaft, aus der er 1916 entlassen wurde° Auf dem
Itchtrensport in die Heimat erkrankte er an Fleckfieber und behielt

davon ein Chrenleiden zurück° Er war zunächst im Geschäft seiner El—

tern tätig, war in den Jahren 1952 bi5'1955 überwiegend arbeitslos

und denn chemeister„ Seine Bewerbung um Wiedereinstellung in den

Folizeidienst wurde vom Regierungspräsidenten in Münster am 24‚ Ja—

nuar 1955 auf Grund einer polizeiärztlichen Untersuchung abgelehnt,

veil er wegen seines beschränkten Körvermögens für den Polizeiexeku—

tivdienst nicht mehr tauglich sei° Der Kläger stellte im Hinblick

auf diesen ablehnenden Bescheid im Januar/Kärz 1955 beim Versorgungs—

amt (VersorgA) Münster wegen seines Ohrenleidens einen Antrag auf

Versorgung° Each einer fachärztlichen Untersuchung und Begutachtung

erkannte das VersorgA durch Bescheid von 18° Hai 1955 ”Innenohr—

schrerhörigkeit beiderseits" als Schädigungsfolge im Sinne des Bun—

desvcrsorgungsgcsetzcs (BVG) an; es lehnte die Gerährung einer Rente

jedoch ab, weil die Minderung der Ernerbsfähigkcit (NdE) wegen des

Sehädigrngsleidens 25 v.,H° nicht erreiche° Der Kläger legte gegen
.diesen Bescheid Widerspruch ein; er sei durch sein Ohrenleiden bc—

ruflich besonders betroffen, so daß ihm eine Rente zusteheo Der Wi—

derspruch hatte keinen Erfolg;(Bescheid vom 4. November 1955) der

Kläger sei beruflich nicht besonders betroffen; es stehe weder fest,

daß er einen den Polizeidienst gleichwertigen Beruf nicht ausüben
lkönne‚ noch sei die Nöglichkeit auszuschließen, daß ihm ein Ruhegeld

als folizeibeamter nach dem Gesetz zu Artikel 151 des Grundgesetzes

(CG) gewährt werde° Im übrigen sei auch die Frist des 5 56 BVG ver-
säumt, die Voraussetzungen des 5 57 BVG lägen nicht vor° }

. Im Klageverfehren holte das Sozialgericht (SG) Münster ein Gut—

achten des HKC—Facharztes Dr. Schee£réévwwäivom 4° Januar 1957) ein,

in dem dieser die NdE des Klägers wegen seines Ohrcnleidens "auf

dem allgereinen Arbeitsmarkt“ mit 20 V‚H„ "in einem besonders

.qualifiziertcn Beruf" mit 30 v„H° bewertete° Das SG verurteilte

_ 3 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


'.59

daraufhin den Beklagten unter Abänderung der Verwaltungsbéschei—

de, dem Kläger mit Wirkung von 1° März 1955 an eine Rente nach

einer KdE um 30 V„H„ zu zahlen, Auf die Berufung des Beklagten

hob das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen in Essen

das Urteil des SG auf und verwies die Sache zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an dieses Gericht zurück, Eine in—

zwischen bekcrntgewordene Entscheidung des Innenministers des

Landes Iordrhein—Vestfalen vom 26° August 1957 habe die frühe—

ren Eeamtcnrechte des Klägers anerkannt, dadurch sei eine neue

‚Sachlage entstanden, die Frage der Nögliehkeit, eine dem frühe—

ren Beruf gleichwertige Beschäftigung auszutbcn, sei nicht hin—

reichend aufgeklärt werden°

In dem erneuten Verfahren
vor dem SG hat der Kläger, der inzwi—

schen-einen Unterbringungssehein nach.dem Gesetz zu Artikel 151
GG erhalten hatte und am 15. November 1957 als Registrator beim

Landschaftsverband Westfalen—Lippe eingestellt werden war,
Gor—

getragen, seine Tätigkeit als Registrator entspreche nicht sei—

nem früheren Eeruf, da sein Einkonmen aus ihr weit geringer sei;

da er auch einen Pensionsausgleich nach dem Gesetz zu Artikel

131 GG nicht erhalte, sei er beruflich besonders betroffen° Dem—

gegenüber hat der Beklagte ein besonderes berufliches Betroffen-

sein verneint; der Kläger würde auch ohne den anerkannten Hör-
”fehler nicht bei der Polizei wieder eingestellt werden sein,

““ 'a)meil er seinerzeit nur wegen seiner Beziehungen
133** v‘zu der früheren NSDAPin den Staatsdicnst aufge—

53üß■$i”nomnen werden sei,
_” =lT' b)weil er 1953 rechtskräftig wegen Eetruges zu einer

“f*+i* Geldstrafe von 300,—— DM verurteilt werden sei,
' e)weil er zwischenzeitlich an einer nicht kriegsbe-

dingten Lungen—The erkrankt sei„

. }_ ‘
_“1‘iv" ? —*—i a%1%f‘ : ;

Das SG hat die Klage nunmehr durch Urteil von 10° Dezember 1958

abgewiesen, Es hat die Voraussetzungen des 5 30 Abs° 1 Satz 2
BVG verneint° Der Kläger sei in erster Linie im Hinblick auf

die Bestrafung wegen Betrugs nicht wieder bei der Polizei ein—
gestellt werden° Wenn der ablehnäEäe Bescheid vom 24„ Januar

1955 davon nichts errähne, so könne dies darauf zurückzuführen

„„ 4 l „,.\3 „‚_„„„ „‘ _ 4 _; i
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sein, daß man die Gehörschädigung als kürzere und durchsehlegende—

re Begründung angesehen habe° Außerdem sei auch gar nicht fest—

stellbar, ob der Regierungspräsident von der Bestrafung seinerzeit

schon etwas gewußt habe. '

Das LSG hat im Berufungsverfahren eine Auskunft des Regierungsprä-

sidenten in Münster von 30„ Dezember 1960 beigezogen. Danach ist

der Kläger wegen der Schwerhörigkeit polizeidienstunfähig gewesen

und ausschließlichzns diesem Grunde nicht wieder eingestellt wor—

den° Damit sei eine Dienstfähigkcit für den Verwaltungsdienst und

eine weitere Teilnahme an der Unterbringung jedoch nicht ausge—
schl ssen werden° Bei der jetzigen Tätigkeit des Kl?é€fä:beim land—

schaftsverband könne von einer gleichwertigen Beschäftigung im

Sinne des Gesetzes zu Artikel 151 GG nicht gesprochen werden„ Das

LSG hat mit Urteil vom 12. Juli 1961 das Urteil des SG von 10 De—

zember 1958 abgeändert und den Beklagten unter Abanderung der Ver—

valtungsbescheide für verpflichtet erklärt, dem Kläger einen Be—

scheid des Inhalts zu erteilen, daß für die anerkannten Schädi—
gurgsfolgen vom 1° März 1955 an eine Rente:zäbhfäingr KdE um 50 v.H.

gewährt wird° Es hat ausgeführt: Der anerkannte Hörfehlcr des Klä—

gers bedinge 'anatonisch zwar nur eine XdE um 20 v.H., der Kläger

sei aber durch sein Ohrenleidcn in seinem Beruf als Polizeivoll—

zugsbeamter besonders betroffen‚ das ergebe sich aus dem Bescheid

vom 24 Januar 1955 und aus der Auskunft des Regierungspräsidenten

in Ytnster vom 50 Dezember 1960. Trotz des Um\:eges übe£ das SA-

1eldjäge1korps sei der staatliche Polizeidienst der vor der Cehäi

digung ausgeübte Beruf gewesen° Die Beziehungen zur ehemaligen

NSDAP könnten ebenfalls keine Rolle spielen. Zwar habe man deswe-

gen die Rechte des Klägers aus der vorzeitigen Berufung in das Be—

amtenverhältnis auf Lebenszeit abgesprochen, nicht aber alle Rech—

te aus dem Beamtenver hältnis überhaupt; das gehe daraus hervor,
“daß er als niderrufsbeamter (ehemo Hauptyachtmeister der Gendarme-

\rie) einen uneingeschränkten Unterbringungssehein nach dem Gesetz

zu Artikel 151 GG erhalten habe" Die — nicht schädigungsbedingte —
Lungen—Tbc sei bei der für die A lehnung der Wiedereinstelltng aus—

schlaggebend gewesenen polizeiärztlichen Untersuchung am 19. Janu-

ar 1955 noch gar nicht vorhanden gewesen, so daß sie auch beim

...5...
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Ausschluß aus dem alten Beruf keine Rolle g03pielt haben

könne° Schließlich stehe der Feststellung des beruflichen

Betroffenseins des Klägers im Sinne des 5 30 BVG auch nicht

seine Verurteilung wegen Betrugs im Jahre 4955 entgegen" Da-

bei könne die Behauptung des Beklagten, diese gerichtliche

Bestrafung habe die Wiederverwendung im Polizeidienst eben—

falls ausgeschlossen, als richtig unterstellt werden. Dann

hätten der Ausübung des letzten Berufes zwei Gründe entgegen—

gestanden, von denen jeder, sowohl Gehörschädigung als auch

gerichtliche Bestrafung, für sich allein ausgereicht hätte,

um die Wiederbeschäftigung im Polizeidienst zu verhindern°

Seien aber zwei selbständige und jeweils allein durchgreifen-

de Ursachen eines tatbestandsmäßigen Erfolges - hier des be—

ruflichen £etroffenseins — vorhanden, so seien beide als we-
sentlich anzusehen; der Kausalzusammenhang zwischen dem Ge-

hörschaden des Klägers und seiner Berufsbehinderung müsse
daher bejaht werden‚ Der Antrag des Klägers, ihm vom 4. März
4955 an die Hindestrente zu gewähren, sei deshalb von der Ver-

sorgungsbehörde zu Unrecht abgelehnt worden; die Kiehtverwen-

dung im frfheren Beruf habe nach Lage der Sache erhebliche

Nachteile zur Folge gehabt, die auch in der Zukunft weiterbe—

stünden„ Das LSG hat die Revision zugelassen°

.
%I.' s«

Gegen dieses ihm am 43. August 4964 zugestellte Urteil des Be—

rufungsgerichts hat der Beklagte mit einem am 6. September

4964 beim Bundessozialgericht (ESG) eingegangenen Schriftsatz
Revision eingelegt, die er mit dem am 25. September 4964 ein-

gegengcnen Schriftsatz begründet hat. Er rügt die Verletzung

der 53 30 BVG, 405, 428 des Sozialgerichtsgesetzes (SSG) und

’ trägt vor: Die versorgungsrechtliche Kausalitätsnorm der we-

sentlichen Bedingung gelte zwar auch für das berufliche Be-
troffensein; das LSG habe aber diese Kausalitätsnorm verkannt

und nicht richtig angewandt. Denn die beim Kläger bestehende

Gehörschädigung sei lediglich der Grund, nicht aber die Ursa—

che für die Ablehnung der Wiedereinstellurg in den Polizei-
dienst gewesen" Bei objektiver Betrachtung wäre der Kläger

nämlich auch ohne die Schädigung wegen seiner gerichtlichen

ll
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Vorstrafe nicht wieder eingestellt werden. Die Schädigungsfolge

des Klägers sei für seinen beruflichen Werdegang völlig unerheb—

lich, vielmehr sei das überwiegende Gewicht der fehlenden Unbe-

scholtenheit beizulegen. Im übrigen lasse sich nur nach allgemei—

nen Erfahrung$sätzen des täglichen lebens bestimmen, welche Bedin—

gung als wesentlich für einen Erfolg anzusehen sei, Wenn dabei das

LSG von einem Erfahrungssatz ausgegcngen sei, daß bei zwei selb—

ständigen und jeweils allein durchgreifenden Ursachen (Bedingungen)

für einen tatbestendsmäßigen Erfolg inner beide als wesentlich an—
gesehen werden müßten, so habe es die Grenzen seines Rechts auf

freie Deveiswürdigung (@ 128 Abs, 4 ECC) überschritten, denn einen

solchen Irfahrungssatz gebe es nicht. Chne diese Überschreitung

habe das Ierufungsgericht auch der Auskunft des Regierungspräsiden-

ten von 30. Dezember 4€60 nicht entnehmen können, welche Gründe ob-

jektiv für die Ablehnung der Wiedereinstellung des Klägers in den

Folizeidienst maßgebend gewesen seien. Es hätte seiner Amtsermitt-

lungspflicht (@ 405 SGG) entsprechend der Anregung des Beklagten

folgen und bei dem Innenminister allgemein die Bedeutung ven Vor—

strafen für die Einstellung in den Iolizeidienst klären müssen°

Die Unterstellung, auch die Bestrafung hätte die Wiedervervendung

ausgeschlossen, sei jedenfaääg nicht ausreichend. Im übrigen sei

der Kläger nicht nur negen/Betruges, sondern auch wegen Beihilfe
beim Bezug bezugsbeschränkter Waren (1947) vorbestraft gewesen°

Schließlich habe das Berufungsgericht zur Feststellung eine: wirt—
schaftlichen Schadens den Sachverhalt nicht ausreichend festge—

stellt„ Es hätte sich nämlich ergeben, daß der Kläger mit seinem

iinkornen aus der Tätigkeit beim Lcndschaftsverbend und als Bade-

neister nicht schlechter gestellt sei als bei einer Wiederverwen-

dung in Tolizeidienst„ Darüber hinaus könne die bestehende Schwer—

hörigkeit den Kläger auch nicht hindern, seinen erlernten Kauf—

nannsberuf wieder auszuüben. Auch dies habe des LSG bei entspre—

chender Sachaufklürung feststellen können.. :

Der Beklagte beantragt,
‚.

das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—

Westfalen vom 42. Juli 1961 abzuändern und die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des So-
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zielgerichts Münster von 10. Dezember 1958

zurückzuweisen.

Der Kläger
ist:$E'DEVisionsverfahren nicht vertreten; der er-

kennende Senat hat seinen Antrag, ihn für die Durchführung des

Ievisiensverfehrens das Arnenrecht zu bewilligen und einen

Fechteenvalt als Froze■bevollmächtigten beizuordnen, mit Be—

schluß vcm EO. Närz 1€62 abgelehnt, weil er nicht als arm im

Sinne des Gesetzes anzusehen ist.

Der Beklegte hat die durch Zulassung statthafte Revision (5 162

Abs. 1 Nr. 1 SCG) form— und fristgerecht eingelegt und begrün—

det (S 164 Abs. 1 Satz 1 SGG). Die Revision ist somit zulässig;

sie ist jedoch nicht begründet.

Zwischen den Beteiligten steht die Frage im Streit, ob der Klä—

ger durch die als Schädigungsfolge anerkannte "Innenohrsehwer—

hörigkeit beiderseits", die nach den nicht angegriffcnen Fest—

stellungen des LSG nach der körperlichen Beeinträchtigung im

allgemeinen Erwerbsleben (% 30 Abs. 1 Satz 1 BVG) seine Erwerbs—

fähigkeit um 20 v.H. mindert, beruflich besonders betroffen und

deshalb\die KdE höher zu bewerten ist.

.
i—' 2 - Ei '>

‘Nach 5 50 Abs. 1 Satz 2 BVG in der Fassung des Fünften Gesetzes

zur Änderung und Ergänzung des BVG vom 6. Juni 1956 ist die

— grundsätzlich zunächst nach dem allgemeinen Bewertungsmaßstab

festzusetzende — KdE höher zu bewerten, wenn der Beschädigte

durch die Art der Schädigungsfolgen in seinem vor der Schädi—

gung ausgeübten, begonnenen oder nachweisbar angestrebten Beruf

besonders betroffen wird. Diese Vorschrift ist, soweit es sich

um den vor der Schädigung ausgeübten■röftbnnenen oder nachweis—
lich angestrebten Beruf handelt, in ihrem Inhalt weder durch

das Erste Keuordnungsgesetz zum Kriegsopferrecht vom 27. Juni
1960 noch durch das Zweite Neuordnungsgesetz vom 21. Februar
1964 geändert werden (zum Ersten Neuordnungsgesetz vgl. ESG 15,

208, 211, 212), so daß es im vorliegenden Fall keinen Unter-
schied macht,_ob die_streitige Frage auf Grund des 5 50 Abs.1

‘ ' ’ 1 I ‘ ': ? ‘
4

- 8 _‘ .
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Satz 2 IVG in der Fassung der 5. Novelle zum BVG oder auf Grund des“

5 30 Abs. 2 BVG in der Fassung des Ersten oder Zweiten Neuordnungs—

gesetzes geprüft und entschieden wird.

Each dem Sachverhalt scheiden im Fall des Klägers begonnener und

nachueislieh angestrebter Eeruf aus, es raucht daher nur entschie—

den zu werden, ob dieser in seinem "vor der Schädigung ausgetbten

Ieruf" durch die Art der ene:kennten Echädigungsfolgen beruflich be—

scrders betroffen ist. Iabci ist unstreitig, daß der Klfger vor der
Schädigung den Beruf eines Keuptvachtseisters der Cendarneric in

To izeivollzugsdicnst ausgeübt hat, daß er diesen Beruf nicht mehr
austbt, und daß er jetzt — auf Grund eines Unterbringungsseheins

nach dem Cesetz zu Artikel 151 GG — beim Icndschaftsverbcnd Westfa—

len—Lippe als Registrator und daneben als Esdeneister tätig ist. Das

Berufungsgericht ist,
wie???*Beklagte

selbst einräumt, zutreffend

davon ausgegengen, daß die Kausalitätsnorm im Sinne des Versorgurgs-
—-«„,

‚L .Lechts euch bei der frage des beruflichen Betroffenseins angewandt

yerCen nuß; das ergibt sich zweifelsfrei aus den Worten "durch die

1 er Schädigungsfolgen” im S 30 Abs. Satz 2 BVG aF, % 50 Abs„

nF (vgl„ BSG 14, 472, 176), Das bedeutet, daß für den "Erfolg

C

G

beruflichen Eetroffenseins" alle diejenigen Ursachen als rechts—

b

.-

lich anzusehen sind, die wegen ihrer besonderen Beziehungen

auszuscheiden sind° Haben dabei mehrere Umstände zum Erfolg beige-

regen, so sind sie rechtlich nebeneine;derstehende Kitursachen,

wenn sie in ihrer Bedeutung und Tragweite für den Eintritt des Er—
folges annähernd gleichwertig sind; nur wenn einem der Crst€nde ge—
genüber dem — oder den — anderen eine tberregende Bedeutung zukommt,

'st er allein Ursache im Rechtssinn (BSG 1, 150, 156, 457);

Entgegen der Auffassung der Revision hat das LSG im vorliegenden

Fall diese Kausalitätsnorm im Ergebnis richtig angewendt„ Dabei

kann allerdings zweifelhaft sein, eb das Berufungsgericht als Ursa—

che für die Eichtwiedereinstellung des Klägers in den Polizeidienst

überhaupt zwei in ihrer Bedeutung und Tragweite gleichwertige und

_ 9 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 9 _

deshalb rechtlich nebeneinanderstehende Mitursachen — die Gehör—

schädigung und die Bes rafung wegen Betruges im Jahre 1955 —
hätte feststellen müssen° Denn nach dem Sachverhalt und besonders

der Auskunft des Regierung5präsidenten in Münster vom 50, Dezem—

ber 1960, daß der Kläger ausschließlich wegen der auf seiner

Schwerhörigkeit beruhenden Polizeidienstunfähigkeit nicht wieder

eingestellt werden sei, bestand für das LSG an sich kein Anlaß,

die Gehörschädigung nicht überhaupt als alleinige Ursache für die

Ablehnung der Wiedereinstellung anzusehen, zumal auch in der ab-

lehnenden Entscheidung vom 24, Januar 1955 als Grund allein die

bei der polizeiärztlichen Untersuchung festgestellte Cehörsehädi—

gung angegeben werden war. Dabei läßt die im unmittelbaren An-

schluß an die polizeiärztliehe Untersuchung ergangene Entschei—

dung vom 24. Januar 1955 — ebenso wie die Auskunft von 30° Dezem—

ber 1960 — in nichts erkennen, daß dem Regierungsprösidenten im

Januar 1955 die Bestrafung des Klägers im Jahre 1955 überhaupt

schon bekannt gewesen ist. War dies aber nicht der Fall, so ist

der Gehörschaden des Klägers im Sinne der Kausalitätsnorm die ein—

zige wesentliche Bedingung des Erfolgs und damit alleinige Ursa—
che in Heehtssinne für die Niehtwiedereinstellung in den Polizei—

dienst gewesen° Dieser Kausalitätsablauf könnte auch später nicht

deshalb :nders beurteilt werden, wenn nachträglich für den glei—

chen Erfolg noch eine andere, spätere Bedingung mit einem anderen

Kausalitätsablauf festgestellt werden wäre oder hätte festgestellt

werden ktnncn, wenn also im vorliegenden Fall nachträglich fest-

gestellt werden wäre, daß auch die Bestrafung im Jahre 1955 wegen

Ietrugs — für sich allein — der Wiedereinstellung in den Polizei-

dienst entgegengestanden hätte„ War dagegen bei Erlaß des Ablehé

nungsbescheides vom 24. Januar 1955 die gerichtliche Bestrafung

bereits bekannt und wäre sie, auch ohne Bezugnahme auf sie,
ebenso wie der Gehörschaden ein Grund für die Ablehnung des Wie—

dereinstellungsantreges gewesen, so müßten beide, Gehörschaden

und gerichtliche Bestrafung, schon deshalb in ihrer Bedeutung und

Tragweite als mindestens gleichwertig für den Eintritt des Erfolges,

als rcchtserhebliehe hitursachc1also, angesehen werden, weil nur
die eine von ihnen, die Gehörsehädigung, dem Kläger als Ablehnungs-

grund bezeichnet worden ist und diese deshalb nicht weniger Ge-
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wicht haben kann als eine Ursache, die überhaupt nicht erwähnt wor—
den ist° Nach allem hat das Berufungsgericht zutreffend entschie—

den, daß das beim Kläger als Schädigungsfolge anerkannte Ohrenleidcn

Ursache (Mitursache) im Rechtssinn dafür gewesen ist, daß sein An—
trag auf Wiedereinstellung in den Polizeidiehst abgelehnt werden

ist° ‘

Bei dieser Sach- und Rechtslage ist für die Rüge des Beklagten, das
LSG habe gegen einen allgemeinen Erfahrungssatz des täglichen lebens

lversto■en, wenn es — auch — die Gehörschädigung des Klägers als we-
sentliche Bedingung und damit als rsache im Rechtssinn für den Aus—

schluß aus dem Polizeivollzugsdienst angesehen habe, kein Raum. Der

Beklegte kann ebenfalls mit“EäifEh Vorbringen keinen Erfolg haben,

das Berufun"sgerieht habe der Auskunft des Regierungspräsidentcn in

Mün$ter vom 30, pczembcr 1960 nicht entnehmen können und dürfen,

welche Grinde objektiv für die Ablehnung der Wiedereinstellung des

Klägers in den Polizeidienst maßgebend geuesen seien° Denn■iesc Aus—
kunft: "nach dem Ergebnis der am 49. Januar 1955 durchgeführten pof‘

lizeiärztlichen Untersuchung kam L. auf Grund der festgestellten

.Schwerhörigkeit für eine Wiedereinstellung in den Polizeidienst

grundsätzlich nicht mehr in Betracht; ich habe ihm dies mit Schrei—

ben vom 24„ Januar 1955 mitgeteilt; die Polizeidienstunfähigkeit

wa1 der ausschließliche Grund für diese Entscheidung" ist klar und

unmißverständlich und war deshalb ohne weiteres geeignet, die vom

LSG aus ihr gezogenen Schlußfolgerurgcn zu rechtfertigen° Deshalb

bestand kein Anlaß, noch weitere Ermittlungen hierzu anzustellen
und eine — von der Revision vermißte — Auskunft des Innenministers

des Landes Nordrhein—Westfalen über die Bedeutung von Vorstrafen

für die Einstellung in den Polizeidienst einzuholen° Im übrigen wird

bei dieser Rüge nicht hinreichend beachtet, daß das Berufungsgericht

bei seiner Entscheidung die Richtigkeit der Auffassung des Beklag—

ten, auch die gerichtliche Bestrafung des Klägers im Jahre 4955 ha—

be — für sich allein— dessen Wiederverwendung im Polizeidienst aus—'

geschlossen, unterstellt hat° Was aber die Bestrafung des Klägers

im Jahre 19%? wegen Beihilfe beim Bezug bezugsbeschränkter Waren bc—

trifft, kann diese keine andere Rolle spielen als die Bestrafung im

’Jahre 4955, ganz abgesehen davon, daß es sich hierbei um eine Inga—
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tellsache gehendelt haben dürfte, die, wie anzunehmen ist, als

solche der Wiederverwendung im Polizeidienst nicht ernsthaft

entgegergcstenden hätte. Schließlich ist auch der Vorwurf nicht

gerechtfertigt, das LSG habe seine Überzeugung nicht aus dem
Gesamtergebnis des Verfehrens gewonnen, weil es außer acht ge-

lassen habe, daß der Eegierungspräsident in Münster dem Gericht

des ersten Pechtszuges auf Anfrage eine Auskunft über die Beur—

teilung ven gerichtlichen Vorstrafen bei der Einstellung in den

Polizeidicnst gegeben habe, die möglicherweise die Auskunft von
30. Dezember 4€60 geändert oder ergänzt habe° Denn der

■ck1agte

trägt selbst dazu vor, daß diese Auskunft nach dem ausdrückli—

chen Willen des Regierungspräsidenten schon im sozialgerichtli—

chen Verfahren nicht verwertet werden durfte und zurückgegeben

werden mußte. Das aber bedeutet, daß sie weder vom SG noch vom
LSG in die Würdigung einbezogen werden konnte, zumal sie dem

Kläger als Beteiligtem in keinem Zeitpunkt des Verfahrens be-

k°nnt geworden ist. Dieser hätte sich deshalb auch nicht dazu

äu£crn können, so daß das LSG, wenn es sein Urteil auf diese

— nicht mehr in den Gerichtsakten befindliche — Auskunft mit—

gestttzt hätte oder hätte mitstützen wollen, gegen 5 428 Abs. 2
SGG verstoßen hätte°

Entgegen der Auffassung des Beklagten hat das Berufungsgericht

letztlich zutreffend entschieden, daß der Kläger durch die Ver—
weigerung der Wiedereinstellung in den Polizeidienst wegen des

als Schädigrrgsfolge anerkannten Gehörschadens besonders be—

treffen ist und damit die Voraussetzungen zur Höherbewertung

der NdE erfüllt sind, Dabei geht es, entgegen der Auffassung
des Beklagten, nicht an, den Kläger auf seinen erlernten, aber

schon seit langer Zeit nicht mehr ausgetbten Beruf als Kauf-

mann zu verweisen; denn der "vor der Schädigung ausgdtbto Be—
ruf" des Kl€gers ist der eines Polizeibeamten und nicht eines
Kaufmanns. Deshalb bedurfte es keiner besonderen Ermittlungen

und Auseinendersetzungen des Berufungsgerichts zu der von der

Revision vorgetragenen Frage, ob und inwieweit der Gehörscha-
den den Kläger an der Ausübung des Kaufmannsberufcs hindere°

Im übrigen hat das LSG hierzu auch Stellung genommen und zu-
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treffend ausgeführt, daß schon die—?atsache der langjähri—

gen Arbeitslosigkeit des arbeitswilligen Klägers die Verwei—

sung auf seinen in der Jugend erlernten Kaufmannsberuf nicht
zulasse. Schließlich kann die Rüge, das Berufungsgericht

sei unter Verstoß gegen zwingende Verfahrensvorschriften

zu der Auffassung gelangt, daß ein wirtschaftlicher Schaden

des Klägers durch seine Gehörschädigung und die damit verbun—

dene Verweigerung der Wiedereinstellung in den Polizeidienst

eingetreten sei, nicht zu einer für den Beklagten günstige— '

ren Entscheidung zu führen° Denn selbst wenn es zutrifft,

daß der Kläger durch seine Tätigkeiten als Registrator (im

Argestelltcnverhältnis) und als Bademeister einkonmensmäßig ‘

so gestellt ist wie im Falle seiner Wiederverwendung im Po—

lizeidienst, darf nicht übersehen werden, daß er der — im

Verhältnis zu der Altersversorgung eines Registrators — gün—

stigeren eines Polizeibeamten auf jeden Fall verlustig ge—

gangen ist, zumal er nach den nicht angegriffenen Feststel—

lungen des LSG als früherer Widerrufsbeamter keinen Pensions—

ans ruch erhält. Darüber hinaus bedeutet die Tätigkeit als

Registrator und als Bademeister — im vorgeschrittenen Alter

wird er als Bademeister ohnehin nicht mehr tätig sein können

gegenüber der eines Polizeibeamten im Polizeivollzugsdienst

ohne Zweifel — selbst bei einem Einkommen in gleicher Höhe —
einen sozialen Abstieg im Sinne des 5 30 BVG(vgl. dazu ua
ISO 10, 69); das hat auch der Regierungspräsident in Münster

zum Ausdruck gebracht, wenn er ausgeführt hat, "bei der jet—\

zigen Tätigkeit des L° beim Landschaftsverband könne von ei—

ner gleichuertigen Beschäftigung im Sinne des G 151 nicht ge-
sprochen werden". ‘ ‘

Das LSG hat somit zu Recht angenommen, daß der Kläger "durch

die Art der Schädigungsfolgen" in dem "vor der Schädigung

ausgeübten Beruf" im Sinne des % 30 BVG besonders beruflich

betroffen ist, und hat deshalb ebenso zu Recht die nach dem

allgemeinen Eenertungsmaßstab mit 20 V.H„ zu bevertende MdB

vom 1„ März 1955 an auf 30 V.H° erhöht, so daß dem Kläger von

diesem Zeitpunkt
an auch eine Rente nach einer KdE um 30 v.‚H°
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'zustcht. Der Revision des Beklagten war deshalb der Erfolg zu

versegen. Sie mußte als unbegrtndet zurückgewiesen werden.

Die Kostehentscheidung beruht auf 5 495 Abs. 1 SGG.
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